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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Beschluß des Bundesrates zur Vorlage über zusätzliche Bundesausgaben 
zur Förderung der Konjunktur (§ 6 Abs. 2 StWG) 


Der Bundesrat hat in seiner 415. Sitzung am 19. De- 
zember 1974 gemäß § 8 Abs. 1 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 582) beschlossen, zu der Vorlage wie folgt Stel- 
lung zu nehmen: 

Der Bundesrat stellt fest, daß die Bundesregierung 
auf die entstandene wirtschaftliche Situation, insbe- 
sondere auf dem Arbeitsmarkt, zu spät reagiert hat 
und die von ihr nunmehr eingeleiteten Maßnahmen 
inhaltlich unausgewogen sind. 

Eine rechtzeitige und gründliche Abstimmung mit 
den Ländern wäre möglich gewesen, ist aber von der 
Bundesregierung versäumt worden. Der Bundesrat 
sieht sich wiederum durch Hektik und Drohung und 
durch die von der Bundesregierung verschuldete 
Mißachtung der parlamentarischen Verfahrensregeln 
in eine Lage versetzt, die eine ordnungsmäßige Prü- 
fung der vorgeschlagenen Vorhaben nicht zuläßt. 
Die Verantwortung dafür trägt allein die Bundes- 
regierung. 

Die Maßnahmen sind nicht geeignet, da» verlorene 
Vertrauen wiederherzustellen, daß künftig eine 
konsequente Wirtschaftspolitik auf der Grundlage 
der sozialen Marktwirtschaft betrieben wird. Es ist 
daher zu befürchten, daß die besorgniserregende 
hohe Zahl der Arbeitslosen weiterhin steigen wird. 


Das vorgelegte Investitionsprogramm des Bundes ist 
offensichtlich nach dem Gesichtspunkt aufgestellt 
worden, Ressortwünsche, die bei der Aufstellung 
des Haushalts 1975 gestrichen wurden, nachträglich 
zu berücksichtigen. Eine sinnvolle Aufteilung der 
Mittel hat nicht stattgefunden. Es fehlen vor allem 
wirksame Hilfen für die mittelständische Wirtschaft, 
die durch hohe Kosten- und insbesondere Zins- 
lasten und den Abgabedruck außerstande gesetzt 
ist, das notwendige Eigenkapital für Investitionen 
aufzubringen. 

Das Programm der Bundesregierung gefährdet die 
Gleichheit der Länder, von der das Grundgesetz aus- 
geht. Es stellt die Berücksichtigung einzelner Länder 
bei der Verteilung der Mittel in das Belieben eines 
Bundesministers. 

Der Bundesrat stellt fest, daß die Finanzierung der 
Investitionszulage verfassungsrechtlich erheblichen 
Zweifeln begegnet, weil das in Artikel 104 a GG für 
Geldleistungsgesetze vorgesehene Verfahren durch 
eine scheinbar steuerrechtliche Lösung umgangen 
wird. 

Der Bundesrat fordert, daß der Bund die Investi- 
tionszulage selbst finanziert. Der notwendige Aus- 
gleich zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
müßte sonst bei der Neuverteilung der Umsatz- 
steuer erfolgen. 
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